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Die Konjunkturmassnahmen vor der Schweizer Nationalratskommission 
Kreditbeschluss genehmigt • Verzicht auf allgemeinen Baustop • Auseinandersetzung um Bewilligungspflicht 

Die Kommission des Nationalrates, die in 
Bern seit Montag die Konjunkturvorlagen des 
Bundesrates behandelt, setzte am Dienstag ihre 
Arbeiten in einer Marathonsitzung fort. Sie 
tagte am Morgen, unterbrach ihre Arbeit am 
Mittag nur kurze Zeit, verzichtete am Abend 
sogar auf das Nachtessen — man ließ Kaffee 
kommen — und tagte bis weit in die Nacht 
hinein. 

Die Vormittagssitzung diente vorerst der Be­
handlung des dringlichen Bundesbeschlusses 
betreffend Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Kreditwesens und des K a p i t a l m a r k t e s .  
Die Kommission brachte an diesem Beschluß 
eine einzige wesentliche Aenderung an, indem 
der Bundesrat nach Art. 1 nicht nur  gehalten 
sein soll, bei den Maßnahmen betreffend die 
Kreditrestriktionen auf die Bedürfnisse des 
Wohnungsbaues und der Landwirtschaft Rück­
sicht zu nehmen, 

sondern auch «dem unterschiedlichen wirt­
schaftlichen Entwicklungsstand der Kantone 
Rechnung zu tragen». 

Dieser Zusatz wurde jedoch nur mit dem knap­
pen Mehr von 13 zu 12 Stimmen angenommen. 
Der Bundesrat hatte dies abgelehnt. Verschie­
dene weitere Abänderungsanträge zu diesem 
Bundesbeschluß wurden nach erläuternden 
Ausführungen des Bundesrates und  des Prä­
sidenten des Bankrates der Nationalbank, Dr. 
Schwegler, entweder zurückgezogen oder dann 
mit sehr großen Mehrheiten abgelehnt. Am 
Nachmittag, gegen 16.30 Uhr, war  dieser Bun­
desbeschluß durchberaten, und die Kommis­
sion stimmte ihm mit 22 zu 3 Stimmen zu. Ge­
gen den Beschluß stimmten der Unabhängige 
Suter (Zürich), der ursprünglich einen Nicht-
eintretensantrag vertreten hatte, sowie die 
Konservativen Hackhofer (Zürich) und Maspo-
li (Tessin). 

Lebhafte Debatte über die Baudämpfungs-
Maßnahmen 

Die Kommission, die seit 14 Uhr 45 tagte, 
setzte ihre Verhandlungen mit einer zehnminü­
tigen Unterbrechung bis in den Abend fort. 
Wie zu erwarten war, verlief die Debatte über 
das vom Bundesrat in Vorschlag gebrachte 
System der Baudämpfung (Baubewilligungs­
pflicht und Ausnahmen sowie Bauverbot für 
bestimmte Kategorien) äußerst lebhaft und  
langwierig. 

Dabei wurden Vorschläge, die an  Stelle des  
Bewilligungsverfahrens ein befristetes Bauver­

bot vorsahen, zurückgewiesen. Dies zu gunsten 
einer Lösung, die das bundesrätliche System 
wohl aufrechterhält, aber  eine spürbare E i n ­
s c h r ä n k u n g  der Bewilligungspflicht bringt, 
indem beschlossen wurde, neben den Unter­

haltsarbeiten, Bauten der Krankenpflege sowie 
der Alters- und Invalidenfürsorge, Bauten der 
Trinkwasserversorgung und des Gewässer­
schutzes, landwirtschaftlichen Bauten und An­
lagen zur Aufbewahrung von flüssigen Treib-
und Brennstoffen nicht nur den mit öffentli­
chen Mitteln unterstützten Wohnungsbau, son­
dern auch 

den allgemeinen Wohnungsbau — soweit es 
sich nicht um den Bau eigentlicher Luxuswoh­
nungen handelt — von den Bewiligungspflich-
ten auszunehmen. 

Damit werden die Kantone, die lür die Durch­
führung der Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Bauwirtschaft die Verantwortung tragen, we­
sentlich entlastet, wird doch die Zahl der Be­
willigungsgesuche als Folge dieser Freistel­
lung des allgemeinen Wohnungsbaues bedeu­
tend sinken. 

Um 21 Uhr 20 beendete die nationalrätliche 
Komission für die Vorberatung der vom Bun­
desrat beantragten konjunkturdämpfenden Maß­
nahmen am Dienstag abend nach elfstündigen 
Debatten ihre Arbeiten mit der S c h 1 u ß a b -
S t i m m u n g  über den zweiten dringlichen 
Bundesbeschluß über konjunkturpolitische Maß­
nahmen auf dem Gebiete der Bauwirtschaft. 
Die Kommission stimmte mit einigen Aende-
rungen der  Vorlage des Bundesrates mit 21 zu 
5 Stimmen bei einer Enthaltung zu. 

In Artikel 1, Absatz 3, wurden die Kan­
tonsregierungen ermächtigt, Bauten mit  Er­

stellungskosten von 250 000 Franken statt wie 
vorgesehen 100 000 Franken v o n  de r  Bewilli­
gungspflicht auszunehmen. In Artikel 2 wurde 
die Höchstgrenze für Einfamilienhäuser, die 
unter das einjährige Bauverbot fallen, ebenfalls 
auf 250 000 Franken statt 200 000 Franken er­
höht. 

In Artikel 8 wurde bei den Vollzugsbestim­
mungen vorgesehen, daß die Kantonsregierun­
gen insbesondere die Fristen bei Baubewilli­
gungen im baupolizeilichen Verfahren erstrek-
ken können, falls dies durch die beantragten 
Maßnahmen notwendig würde, um zu verhin­
dern, daß der Bauherr ein zweites baupolizei­
liches Baugesuch einreichen müßte. 

Ein Antrag, dem Bundesrat die Kompetenz 
einzuräumen, für Objekte mit Erstellungskosten 
von über 2 Millionen Franken statt der Kan­
tone die Bewilligung erteilen zu können, ver­
fiel indessen der Ablehnung. 

In Artikel 2, lit e, wurde einstimmig be­
schlossen, Ferien- und Weekendhäuser in al­
len Gegenden unter das einjährige Bauverbot 
fallen zu lassen, während im Entwurf des 
Bundesrates die Berggebiete ausgenommen 
werden sollten. Dagegen wurde im gleichen 
Artikel die Korrektion und der Ausbau von 
bestehenden privaten und öffentlichen Quar­
tierstraßen vom Bauverbot ausgenommen. 

In Artikel 4, Absatz 1, wurde eingefügt, daß 
der Bundesrat den kantonalen Plafond nach 
Anhörung der Kantonsregierung «auf Grund 
der Bauerhebung 1963» festsetzt. 

Stromverbraiidiskurve sinkt ab 
Bericht der Technischen Direktion der Liechtensteinischen Kraftwerke vom 24. Dezember 1963 

bis 26. Januar 1964 

Wie aus der Monatsstatistik zu erkennen ist, 
wurde im Dezember 1963 1 087 400 k W h  mehr 
Energie erzeugt als im gleichen Monat des Vor­
jahres. Dem entsprechend war  auch der Be­
zug an Aushilfseraergie geringer. Die Gesamt­
erzeugung im Jahre  1963 liegt mit 48 740100 
kWh um 1 570 700 kWh über dem Produktions­
ergebnis des Vorjahres. Hingegen ist der Elek­
trizitätsverbrauch im Lande gegenüber dem 
Vorjahr um 280 660 k W h  zurückgegangen. Die 
Verbrauchseinschränkung während der Energie­
knappheit in den Monaten Februar und März 
und die Umstellung der  Grastrocknungsanlage 
in Schaan auf Oelbetrieb haben das Bild natür­
lich etwas verzerrt, doch kann trotzdem fest­
gestellt werden, dass sich die Stromverbrauchs­
kurve etwas abzuflachen beginnt. Auch jetzt 

sind die Tagesver.brauchsziffern etwas geringer 
als vor Jahresfrist. 

Wasserverhältnisse 

Seit Jahresbeginn haben die Betriebswasser­
mengen stärker abgenommen als wir angenom­
men haben. Während die Zuflüsse zu den Was­
serfassungen im Steg am Jahresbeginn noch 418 
Sekoindenliter betragen haben, sind sie nun auf 
300 Sekundenliter zurückgegangen. So lange in 
den Einzugsgebieten kein Schnee fällt, ver­
schlechtern sich die Wasserverhältnisse weiter 
Die eigenwillige Natur spuckt in unsere Vor-
ausberechnungen hinein und wir müssen es auf­
geben, die Produktionsverhältnisse in nächster 
Zukunft in rosigem Licht zu sehen. 

Kulturbeirat . . . 
Es gibt einen liechtensteinischen Kultunbei-

rat. Man weiss dies seit dessen Schaffung und 
hat auch dann und wann von dieser Institution 
gehört. 

Ohne ein Misstrauensvotum zu stellen oder 
die Wichtigkeit des Kulturbeirates in Zweifel 
zu ziehen, wäre es  für die Oeffentlichkeit im­
merhin interessant zu wissen, worin die Tätig­
keit des Kulturbeirates besteht und inwiefern 
er schon erfolgreich arbeiten konnte, - Wie  
wärs mit einem jährlichen Tätigkeitsbericht zu 
Händen der Oeffentlichkeit? MSU 

Wasserfassungen 
Infolge der geringen Zuflüsse besteht zur 

Zeit keine Verschmutzungsgefahr von Wasser­
fassungen. Bei anhaltender Kälte könnte ledig­
lich durch Vereisung die Malbunbachfassung 
beeinträchtigt werden, doch ist derzeit alles 
noch in Ordnung. 

Ein Stück ob dieser Fassung führt eine Was­
serleitung über den MaJbunbach. Infolge Ma-
terialfortschwemmung liegt diese Leitung stel­
lenweise vollkommen frei, so dass sie einge­
froren ist. Es ist bereits veranlasst, diese Was­
serleitung in der Bachzone frostsicher zu ma­
chen. 

Zentralen 

An Maschinen, Schalt- und Steuereinrichtun­
gen traten während der Berichtszeit keine Stö­
rungen auf, so dass sich der Zentralenbetrieb 
ordnungsgemäss abwickeln konnte. Bei sämt­
lichen Maschinen wurde ein Oelwechsel vorge­
nommen und die zur Aufrechterhaltung der 
Betriebssicherheit notwendigen Revisionen aus­
geführt. 

Freileitungsabteilung 
Diese Abteilung war zur Hauptsache mit der 

Errichtung der Strassenbeleuchtung in Triesen-
berg beschäftigt. Zur Zeit sind etwa 50 Stras-
senleuchten fertig installiert. 

Die Christbaumbeleuchtungen in allen Ge­
meinden und die Weihnachtsbeleuchtung in 
Schaan wurden demontiert. 

Zu 2 Neubauten waren Anschlussleitungen 
zu errichten. 

Frankreich: Die Anerkennung Pekings 

Frankreich hat die Volksrepublik China offi­
ziell anerkannt. Binnen kurzem werden zwi­
schen Paris und Peking Botschafter ausge­
tauscht werden. Damit ist einmal mehr  in der 
westlichen Allianz de Gaulle aus der Reihe ge­
tanzt, indem er Dinge tut, die nicht im wohl 
verstandenen gemeinsamen Interesse liegen. Es 
dauerte denn auch keine Stunde, bis auf die 
Veröffentlichung der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zwischen Paris und Peking in 
Washington, der Hauptstadt der Vormacht des 
Westens, missbilligende Kommentare publik 
gemacht wurden. Die offizielle Erklärung zu 
diesem Schritt d e  Gaulies in Washington «be­
dauert» diese Entwicklung als einen «unglück­
lichen Schritt», ganz «besonders zu einem Zeit­
punkt, da die chinesischen Kommunisten aktiv 
Aggression und Subversion in Südostasien und  
anderswo fördern». Ins gleiche Horn wurde na­
türlicherweise seitens der nationalchinesischen 
Regierung Tschang Kai-Scheks auf iFormosa ge-
stossen. 

In d e r  Tat ist de Gaulies neu eingefädelte 
Asienpolitik, d ie  sich nicht nur in der Anerken­
nung Pekings niedergeschlägt, sondern auch 
dadurch von sich reden macht, dass de  Gaulle 
fest entschlossen zu sein scheint, in den ehe­
mals französischen Gebieten Indochinas - Viet­
nam, Kambodscha und Laos - wieder ein Wort 
mitzureden, alles andere als ungefährlich. Sie 
ist nicht nur gefährlich, sondern si§ ist in einem 
gewissen Sinne auch widerspruchsvoll. Was  
soll man  v o n  der Anerkennung Rot-Chinas 
durch einen Mann denken, der vor noch nicht 
allzu langer Zeit von einer bevorstehenden 
Spaltung zwischen Moskau und Peking träumte 
und die Vision eines «Europa von den Pyrenäen 
bis zum Ural» in aller Oeffentlichkeit aus­
sprach? Man fragt sich mit Recht, ob de Gaulle 
seine als Prophezeiung ausgeschmückte politi­
sche Konzeption einer Koexistenz zwischen den 
Russen und den  freien Nationen Europas im 
Zeichen sich zunehmend verschlechternder Be­
ziehungen zwischen den beiden kommunisti­
schen Grossmächten revidiert hat. 

Sei dem, wie ihm wolle! Jedenfalls hat de 
Gaulle mit d e r  Anerkennung Pekings den Ame­
rikanern einen Nasenstüber versetzt, der nicht 
nur Prestigeauswirkun'gen haben wird, Seit vie­
len Jahren versuchen die Machthaber in Peking 
den Eintritt Rot-Chinas in die UNO zu erzwin­

gen, nachdem im Glaspalast von New York 
nach wir vor die Delegation der nationalisti­
schen Regierung als legitime Vertretung Chinas 
sitzt. Diese Versuche sind an der harten Hal­
tung der USA 'bisher gescheitert. Nach der  An­
erkennung Pekings dürfte nun die  amerikani­
sche Front in d e r  UNO stark aufgeweicht wer­
den. Es ist kaum anzunehmen, dass Frankreich 
einerseits Rot-China anerkennen kann, mit al­
lem, was das in völkerrechtlicher Beziehung 
nach sich zieht, anderseits aber gegen künftige 
Vorstösse, Peking in die UNO hereinzubringen, 
Front machen wird. Wäre es nur  d ie  französi­
sche Sitmme, die auf die andere Seite abwan­
dert, so wäre d i e  Gefahr, dass die Vereinigten 
Staaten in Minderheit versetzt werden, an sich 
noch nicht so -gross. Man muss aber in Rech­
nung setzen, dass  die in der  Zwischenzeit zu 
unabhängigen Republiken aufgestiegenen, ehe­
mals französischen Gebiete, in Uebersee die 
Schwenkung von Paris mitmachen werden, wo­
durch eine wahre  Lawine von Stimmkraft auf 
der den USA abgewandten Seite zu Tale sausen 
müsste! Mit diesen «Hilfstruppen aus Afrika» 
hätte d e  Gaulle den Amerikanern auf dem inter­
nationalen Parkett  in diesem Falle einen Schlag 
versetzt, dessen Folgen unabsehbar sind. 

Die Interessen Frankreichs an  einer Aner­
kennung Pekings waren an sich nicht beson» 

ders gross. Seit der Niederlage Frankreichs ge­
gen die  kommunistischen Rebellen des Viet-
minh im nördlichen Indochina hat Frankreich 
machtpolitisch in Ostasien ausgespielt, wenn 
sich aber diese Gebiete nach wie vor entweder 
in wirtschaftlicher oder aber auch kultureller 
Beziehung mit Paris verbunden fühlen. Auf den 
ersten Blick dürften die  Vorteile, die de Gaulle 
mit diesem Schritt herausgehandelt hat, Fran­
kreichs Machtposition in jenen Gebieten kaum 
berühren und lediglich einige wirtschaftliche 
Vorteile bringen. Es ist vielmehr so, dass Pe­
king nicht an einem neuen Engagement Frank­
reichs in Südostasien interessiert ist, oder allen­
falls höchstens kurzfristig aus d e r  Erwägung 
heraus, dass eine Ersetzung der Amerikaner in 
den indochinesischen Staaten einen starlcen 
Gegner durch einen ausgesprochen schwachen 
ersetzt! International kann de  Gaulle nur inso­
fern darauf spekulieren, Frankreichs verblassten 
Grossmachtglanz durch diesen Seitensprung 
aufpolieren zu können, als e r  aller Wel t  einmal 
mehr bewiesen hat, dass er in der Lage ist, un­
abhängig von Rücksichten zu handeln, j a  selbst 
gegen die Interessen des mächtigsten de r  west­
lichen Staaten seinen Willen ungestraft durch­
zusetzen. Dieses Spiel ist, so will einem schei­
nen, alles andere als weitsichtig und  klug! 

Luzius. 


